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5 5 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 1 West Autobahn — Anschlußstelle Traun im
Bereich der Stadtgemeinde Ansfelden

5 6 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 10 Budapester Straße im Bereich der
Marktgemeinde Zurndorf

57 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 64 Rechberg Straße im Bereich der
Gemeinden Albersdorf-Prebuch und Unterfladnitz

5 8 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 96 Murtal Straße im Bereich der Gemeinde
Sankt Peter ob Judenburg

5 9 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 197 Arlberg Straße im Bereich der Gemeinde
Klösterle am Arlberg

6 0 . Kundmachung: Aufhebung der Verordnung des Landeshauptmannes von Salzburg betreffend die
Höchstzahl für Konzessionen zur Ausübung des Taxigewerbes in der Stadt Salzburg,
durch den Verfassungsgerichtshof

55 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der A 1 West
Autobahn — Anschlußstelle Traun im Bereich

der Stadtgemeinde Ansfelden

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 159/1990 wird verord-
net:

Der Verlauf einer zusätzlichen Rampe der
Anschlußstelle Traun der A 1 West Autobahn wird
im Bereich der Stadtgemeinde Ansfelden wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende zusätzliche Auffahrts-
rampe Haid der bestehenden Anschlußstelle Traun
beginnt an der Wasserwerkstraße (Gemeindestraße)
und bindet bei AB-km 174,118 in den Bestand der
A 1 West Autobahn in Richtung Salzburg ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Auffahrtsrampe aus den beim Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt
der Oberösterreichischen Landesregierung sowie
bei der Stadtgemeinde Ansfelden aufliegenden
Planunterlagen (Plan Nr. 9064 im Maßstab
1 : 2 000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

56. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 10
Budapester Straße im Bereich der Marktge-

meinde Zurndorf

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 159/1990 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 10
Budapester Straße wird im Bereich der Marktge-
meinde Zurndorf wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 66,39, überbrückt anschließend die Bahnlinie
der ÖBB Wien—Staatsgrenze bei Nickelsdorf und
bindet bei km 67,00 wieder in den Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der
Burgenländischen Landesregierung sowie bei der
Marktgemeinde Zurndorf aufliegenden Planunter-
lagen (Plan Nr. 996 im Maßstab 1 : 1 000) zu
ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel
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57. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 64
Rechberg Straße im Bereich der Gemeinden

Albersdorf-Prebuch und Unterfladnitz

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 159/1990 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 64
Rechberg Straße wird im Bereich der Gemeinden
Albersdorf-Prebuch und Unterfladnitz wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 0,40, umfährt die Ortschaften Albersdorf und
Wollsdorf und bindet bei km 3,85 wieder in den
Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der
Steiermärkischen Landesregierung sowie bei den
Gemeinden Albersdorf-Prebuch und Unterfladnitz
aufliegenden Planunterlagen (Plan Nr. BO 64-14
im Maßstab 1 : 2 000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

58 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 96
Murtal Straße im Bereich der Gemeinde Sankt

Peter ob Judenburg

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 159/1990 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 96
Murtal Straße wird im Bereich der Gemeinde Sankt
Peter ob Judenburg wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 5,8 und bindet bei km 6,15 wieder in den
Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der
Steiermärkischen Landesregierung sowie bei der
Gemeinde Sankt Peter ob Judenburg aufliegenden
Planunterlagen (Plan Nr. BO-96—47 im Maßstab
1:2 000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

59. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 197
Arlberg Straße im Bereich der Gemeinde

Klösterle am Arlberg

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 159/1990 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 197
Arlberg Straße wird im Bereich der Gemeinde
Klösterle am Arlberg wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 17,53, verläuft in der Folge als Galerie bzw.
Tunnel und bindet bei km 19,45 wieder in den
Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der
Vorarlberger Landesregierung sowie bei der Ge-
meinde Klösterle am Arlberg aufliegenden Planun-
terlagen (Plan Nr. 1 im Maßstab 1:2 880) zu
ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

60. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr über die
Aufhebung der Verordnung des Landeshaupt-
mannes von Salzburg vom 2. Juni 1989, LGBl.
Nr. 59/1989, betreffend die Höchstzahl für
Konzessionen zur Ausübung des Taxigewerbes
in der Stadt Salzburg, durch den Verfassungs-

gerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes und gemäß § 60 Abs. 2 des Verfassungsge-
richtshof-Gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kund-
gemacht:



24. Stück — Ausgegeben am 28. Jänner 1992 — Nr. 60 523

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 6. Dezember 1991, V 407, 408, 410,
411/90-16, dem Bundesminister für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr zugestellt am 18. Dezem-
ber 1991, die Verordnung des Landeshauptmannes
von Salzburg vom 2. Juni 1989, LGBl. Nr. 59/1989,

betreffend die Höchstzahl für Konzessionen zur
Ausübung des Taxigewerbes in der Stadt Salzburg,
als gesetzwidrig aufgehoben.

Die Verordnung ist nicht mehr anzuwenden.

Streicher
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